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D ieses Jahr feiert israel sein 
fünfundsiebzigjähriges 
Bestehen und damit auch 
die etablierung eines 
sicheren Zufluchtsortes für 

Jüdinnen und Juden weltweit. Zugleich 
jährt sich zum 75. Mal die nakba, die 
Flucht und Vertreibung von rund 700 000 
Palästinenserinnen und Palästinensern 
aus dem heutigen staatsgebiet israels. Bis 
heute leben sie und ihre nachkommen, 
oft staatenlos, im exil. Der konflikt um 
das ehemalige britische Mandatsgebiet 
Palästina zwischen den beiden national-
bewegungen dauert an. eine friedliche 
Regelung ist weniger absehbar denn je.

Dabei hatten sich israel und die Paläs-
tinensische Befreiungsorganisation in 
Oslo 1993 gegenseitig anerkannt und auf 
einen Friedensprozess geeinigt. in einer 
fünfjährigen Übergangsperiode wollten 
sie ein Friedensabkommen auf der Basis 
der Waffenstillstandslinien von 1949 (in 
der Regel bezeichnet als „die Grenzen 
von 1967“) aushandeln. Lösungsansätze 
für die Hauptstreitfragen liegen längst 
auf dem tisch. so erarbeitete der damali-
ge Us-Präsident Bill Clinton im Dezem-
ber 2000 auf Grundlage der Verhand-
lungspositionen von ehud Barak und Jas-
sir Arafat in Camp David die „Clinton-
Parameter“. Zu einer weiteren Annähe-
rung der konfliktparteien kam es in Ver-
handlungen, die 2007 unter George W. 
Bush angestoßen wurden. inoffizielle 
initiativen beider seiten, wie die Genfer 
initiative oder die Holy Land Confedera -
tion, haben Blaupausen für eine Frie-
densregelung entworfen.

Obwohl diese Pläne aufzeigen, wie ein 
friedliches Zusammenleben aussehen 
könnte, gibt es heute weniger denn je 
Aussicht auf eine Regelung. Vor Ort hat 
sich längst eine einstaatenrealität 
herausgebildet: israel hat die übergeord-
nete kontrolle über das gesamte territo-
rium, die Land- und seegrenzen (mit 
Ausnahme der Grenze zwischen dem 
Gazastreifen und Ägypten), die küsten-
gewässer, den Luftraum und die Ressour-
cenausbeutung. Die palästinensischen 
Gebiete sind infolge von siedlungsbau, 
Abriegelungen, des Baus der sperranla-
gen im Westjordanland und der in den 
Oslo-Abkommen vorgenommenen ein-
teilung in A-, B- und C-Gebiete (mit 
unterschiedlichen Graden palästinensi-
scher selbstverwaltung) in isolierte 
enklaven zerstückelt. Die Bewegungs-
freiheit zwischen ihnen ist einge-
schränkt.

Die innerpalästinensische spaltung 
verstärkt die Fragmentierung. seit Juni 
2007 steht der Gazastreifen unter kon -
trolle der Hamas, während das Westjor-
danland teils von der Palästinensischen 
Autonomiebehörde (PA), teils direkt von 
israel kontrolliert wird. Die PA ist in ihrer 
Zuständigkeit auf innere Ordnung und 
selbstverwaltung in rund vierzig Prozent 
des Westjordanlandes beschränkt und 
von israelischen Genehmigungen und 
transfers sowie internationalen Geber-
leistungen abhängig. Den Bewohnern im 
Gebiet zwischen Mittelmeer und Jordan-
fluss kommen – abhängig von ihrer 
staatsbürgerschaft (israelisch oder nicht), 
ihrer religiös-ethnischen Zugehörigkeit 
(jüdisch oder arabisch) und ihrem Wohn-
ort (israel, Jerusalem, A-, B-, C-Gebiete 
des Westjordanlandes oder Gazastreifen) 
– unterschiedliche Rechte zu.

Die Hauptakteure auf beiden seiten
sind entweder nicht willens oder nicht in 
der Lage, über eine Aufteilung des terri-
toriums zu verhandeln. Der damalige 
(und heutige) israelische Ministerpräsi-
dent Benjamin netanjahu hatte sich zwar 
2009 zu einer Zweistaatenregelung 
bekannt. seine Politik war aber darauf 
ausgerichtet, einen souveränen palästi-
nensischen staat zu verhindern. es 
gelang ihm schon während seiner ersten 
Regierungszeit 1996 bis 1999, die Oslo-
Abkommen weitgehend zu „neutralisie-

2021 und die weitgehende Abschaffung 
der Gewaltenteilung durch Präsident 
Abbas verstärken die Unzufriedenheit. 
Zusätzlich geschwächt wird die Autono-
miebehörde durch die jüngst von israel 
verhängten sanktionen, die diese abstra-
fen sollen, weil sie in der Un-Vollver-
sammlung eine Resolution eingebracht 
hatte. Darin wird ein Gutachten des 
internationalen Gerichtshofs zur Recht-
mäßigkeit der auf Dauer angelegten 
Besatzung gefordert. in der Folge wird 
die Behörde Gehälter unter anderem von 
Angehörigen des sicherheitsapparates 
weiter kürzen und Dienstleistungen 
zurückfahren müssen. Das ist kein 
Rezept für stabilisierung in einer brenzli-
gen situation. Vielmehr wächst das Risi-
ko, dass die Gewalt der letzten tage wei-
ter eskaliert. 

M it dem scheitern des in 
Oslo vereinbarten 
Ansatzes, eine kon-
fliktregelung auf Basis 
der Grenzen von 1967 

und eine einvernehmliche Lösung der 
Flüchtlingsfrage auszuhandeln, fällt auch 
der israelisch-palästinensische Antago-
nismus in einen existenziellen konflikt 
zurück. Damit einher gehen die Abkehr 
von einem gemeinsamen konfliktma-
nagement, eine Rückkehr zum nullsum-
mendenken und ein Rückfall in Diffa-
mierung, Delegitimierung und negie-
rung der Ansprüche der jeweils anderen 
seite. Dabei werden historische und völ-
kerrechtliche Fakten dem eigenen narra-
tiv gefügig gemacht und Ansprüche auf 
territorium verabsolutiert. Auch in die 
deutsche Debatte schleichen sich ent-
sprechende Diskurse ein. Dazu gehört 
die Aussage, dass es keine besetzten, 
sondern lediglich umstrittene Gebiete 
gebe, ebenso wie die Behauptung, dass 
die PA nach wie vor „die Juden ins Meer 
treiben“ wolle, oder die Diskreditierung 
des politischen Zionismus als reiner 
siedlerbewegung.

Die Zuspitzung des konflikts zwingt 
auch die deutsche Politik, zu überdenken, 
wie die historische Verantwortung aus 
den deutschen Angriffskriegen und der 
schoa mit einem sinnvollen Beitrag zur 
friedlichen konfliktbearbeitung in nah-
ost, die allen zwischen Mittelmeer und 
Jordanfluss individuelle und kollektive 
Rechte und sicherheit garantiert, in ein-
klang zu bringen ist. ein Weiter-so wird 
dafür kaum ausreichen. es liegt auf der 
Hand: Wenn Völkerrechtsbrüche und 
Menschenrechtsverletzungen gleich wel-
cher seite nicht sanktioniert und mut-
maßliche kriegsverbrechen nicht ver-
folgt werden, fühlen sich die konfliktpar-
teien zum fortgesetzten Rechtsbruch 
ermutigt.

Gräben zwischen und innerhalb der 
Gesellschaften werden dadurch vertieft, 
statt Voraussetzungen für ein friedliches 
Zusammenleben zu schaffen. Dement-
sprechend sollte ein vorrangiges Ziel 
deutscher Politik sein, neben krisenma-
nagement zur Durchsetzung des Völker-
rechts und zur Verbesserung der Men-
schenrechtslage beizutragen und sich 
dafür einzusetzen, dass Freiräume für 
die Artikulation zivilgesellschaftlicher 
kritik und Opposition erhalten bleiben. 
Dies stünde einer konfliktregelung 
nicht entgegen, sondern ist vielmehr 
eine Voraussetzung dafür, dass sie nach-
haltig sein kann. in diesem sinne gilt es 
auch, diejenigen in israel und den paläs-
tinensischen Gebieten politisch und 
finanziell zu unterstützen, die für Men-
schenrechte und eine solidarische 
Gesellschaft einstehen.

Muriel Asseburg ist Politologin und forscht 
zu Konflikten und politischen Ordnungen im 
Nahen Osten. Zuletzt veröffentlichte sie 2021: 
„Palästina und die Palästinenser. 
Eine Geschichte von der Nakba bis zur 
Gegenwart“ ( C.H. Beck).

ren“, wie er es in einem interview im 
Oktober 2022 nannte. Mit dem Rücken-
wind der trump-Regierung kündigte 
eine von ihm 2020 gebildete koalition 
die Annexion von teilen des Westjordan-
landes an. Umgesetzt wurde sie letztlich 
nicht: Die Vereinigten Arabischen emi-
rate hatten im Gegenzug für eine norma-
lisierung der Beziehungen mit israel im 
Rahmen der sogenannten Abraham-Ab-
kommen deren Aussetzung gefordert.

Von der Agenda verschwunden ist die 
Annexion damit keineswegs. Die im 
Dezember 2022 gebildete Regierungsko-
alition, die neben dem Likud rechtsextre-
me ultrarechte und ultraorthodoxe Par-
teien umfasst, strebt zwar mit Rücksicht 
auf die internationalen Partner israels 
keine formale Annexion des Westjordan-
landes an. sie zielt aber auf dessen dauer-
hafte kontrolle sowie darauf ab, im 
gesamten Gebiet zwischen Mittelmeer 
und Jordanfluss eine Vorherrschaft 
durchzusetzen. sicherheitsargumente, die 
früher herangezogen wurden, um die Prä-
senz in den besetzten Gebieten zu recht-
fertigen, sind in den Hintergrund gerückt. 
in den Leitlinien der Regierung lautet der 
erste satz: „Das jüdische Volk hat ein 
exklusives und unveräußerliches Recht 
auf alle teile des Landes israel. Die 
Regierung wird die Besiedlung aller teile 
des Landes israel – Galiläa, den negev, 
den Golan sowie Judäa und samaria (die 
biblischen Begriffe für das Westjordan-
land, d. Red.) – fördern.“

N och ist nicht klar, ob die 
koalition ihr Vorhaben 
umsetzen kann. ihre Ziel-
setzung aber ist eindeutig. 
Mit der beabsichtigten 

Ausweitung des Zivilrechts für siedlerbe-
völkerung und siedlungen, etwa hinsicht-
lich der Raumplanung, sowie Umstruktu-
rierungen in den Ministerien werden ent-
scheidende schritte von einer befristeten 
militärischen Besatzung (die unter gewis-
sen Bedingungen völkerrechtskonform 
sein kann) zu einer auf Dauer angelegten, 
zivilen und damit grundsätzlich völker-
rechtswidrigen Besatzung unternommen. 
Hinzu kommt die Absicht, die siedlungs-
politik zu forcieren. Hohe investitionen 
in den Ausbau von infrastruktur und 
siedlungen und die Legalisierung von 
sogenannten siedlungsaußenposten sol-
len Fakten schaffen.

Die palästinensische Führung setzt 
ihre Hoffnung zwar schon lange nicht 
mehr auf Verhandlungen mit israel, son-
dern auf internationalen Druck und den 
Rechtsweg, um palästinensische selbst-
bestimmung durchzusetzen. sie hält aber 
nach wie vor an einem Zweistaatenan-
satz fest. ihr Ziel ist ein eigener unabhän-
giger und lebensfähiger staat in den 

Grenzen von 1967. ein begrenzter und 
gleichwertiger Gebietstausch ist dabei für 
sie durchaus vorstellbar. Gleichwohl ist 
Präsident Mahmud Abbas so geschwächt, 
dass er tatsächlich kaum mehr in der 
Lage wäre, kompromisse einzugehen, 
geschweige denn, diese durchzusetzen, 
wenn es ernsthafte Verhandlungsange-
bote von israelischer seite gäbe. Denn 
seit der spaltung des palästinensischen 
territoriums in zwei Herrschaftsgebiete 
hat er keinen Zugriff mehr auf den Gaza-
streifen. seine Legitimität ist in den letz-
ten Jahren stark gesunken. Und unter der 
palästinensischen Bevölkerung ist die 
Zweistaatenlösung inzwischen so 
unpopulär wie unter der israelischen.

Abbas’ sicherheitskräfte haben zuletzt 
außerdem die kontrolle in den städten 
vor allem des nördlichen Westjordanlan-
des verloren. Dort haben sich unabhängi-
ge bewaffnete Gruppen mit klingenden 
namen, wie „Höhle des Löwen“ und 
„Hornissennest“, herausgebildet. noch 
handelt es sich nicht um eine dritte intifa-
da. Denn bislang konzentrieren sie sich 
auf lokale Auseinandersetzungen mit 
siedlern und dem israelischen Militär, 
nicht auf einen Aufstand. Dabei sind die 
israelischen Militäroperationen im Zen -
trum der städte seit Frühjahr 2022 eine 
Reaktion auf Anschläge, die militante 
Gruppen in israel verübt hatten. Auch 
gibt es noch keine zentrale Organisation 
oder Vision. Doch das Gewaltpotential ist 
in den letzten Monaten deutlich gestie-
gen. Die bewaffneten Gruppen verzeich-
nen vor allem unter der palästinensischen 
Jugend hohe Unterstützung. Die PA kann 
sie aufgrund ihrer eigenen mangelnden 
Popularität nicht auflösen oder mit Waf-
fengewalt gegen sie vorgehen.

seit dem scheitern der letzten Ver-
handlungsinitiative von Us-Außenminis-
ter John kerry 2014 gibt es keine Per -
spek tive für ein ende der Besatzung. Der 
palästinensische Alltag ist zunehmend 
von siedler- und Militärgewalt geprägt. 
75 Prozent der befragten Palästinense-
rinnen und Palästinenser forderten in 
einer repräsentativen Umfrage vom 
Dezember 2022 den Rücktritt von Abbas; 
81 Prozent hielten die institutionen der 
Autonomiebehörde für korrupt. Vor die-
sem Hintergrund ist auch der Gesell-
schaftsvertrag zwischen palästinensi-
scher Führung und Bevölkerung zerbro-
chen. Palästinenser nehmen die Autono-
miebehörde schon lange nicht mehr als 
Vertreterin ihrer interessen auf dem Weg 
zur Unabhängigkeit, sondern nur mehr 
als korrupte erfüllungsgehilfin der 
Besatzung wahr. 

Die zunehmend repressive Politik der 
PA gegenüber der eigenen Zivilgesell-
schaft, die Absage der längst überfälligen 
Parlaments- und Präsidentschaftswahlen 

eine friedliche Lösung zwischen israel 
und den Palästinensern ist  heute weniger 
absehbar denn je. Die Zuspitzung des 
nahostkonflikts zwingt auch 
Deutschland, sich zu positionieren. 
Von Muriel Asseburg

Rückfall 
in die Gewalt

Israelische Soldaten  während des umstrittenen „Flaggenmarschs“, der jährlich in Jerusalem stattfindet und regelmäßig zu Konfrontationen mit Palästinensern führt. Foto Getty
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